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Diese A usstrahlung ist durch die 
Nachkriegserholung ansgelöst, eine 
Erholung, an der die USA kräftig 
mitgewirkt haben, vor allem durch 
die Marshall-Hilfe, später durch 
etliche eigene Investitionen in 
Europa. Heute spüren nun die 
Amerikaner die Konkurrenz eines 
reicher und industriell moderner 
gewordenen Europas.

Heute - ist die Anziehxmgskraft 
Europas für amerikanisches Kapital 
so groß geworden, daß man sich in 
W ashington ernsthaft überlegt, ob 
man den Kapitalabfluß aus den 
USA auf die Dauer ertragen kann 
oder ob man Maßnahmen gegen 
die Kapitalausfuhr ergreifen muß. 
Diese Überlegungen werden zwar 
selten in der Öffentlichkeit geführt, 
sie bewegen jedoch die Eingeweih­
ten sehr, da man einerseits einen 
derartigen Eingriff in die Freizügig­
keit des Kapitals als den vielleicht 
schmerzlichsten Eingriff des Staates 
in die freie W irtschaft empfinden 
würde, andererseits jedoch dem 
Argument für die Beschränkung der 
Kapitalausfuhr zustimmen muß, 
dem Argument nämlich, daß dieses 
Kapital zu Hause gebraucht wird.

Die USA müssen den zusätzlichen 
Absatz für ihre infolge Moderni­
sierung und infolge Bevölkerungs­
zuwachs steigende Produktion stär­

ker als bisher über den Export fin­
den. Bisher hat die industrielle 
Ausfuhr für die USA eine ange­
nehme Dividende bedeutet, nicht 
aber eine Lebensnotwendigkeit. 
Je tzt kann Kennedy m it Recht 
sagen, daß die A lternative „Trade 
or fade“, Außenhandel treiben 
oder verwelken, lautet. Was bisher 
für die amerikanische Landwirt­
schaft eine Lebensfrage war, ob es 
nun um Getreide, Baumwolle, 
Tabak oder Südfrüchte geht, wird 
auch für die amerikanische indu­
strielle Produktion von zunehmen­
der Bedeutung.

Manche Beobachter prophezeien 
Kennedy den bisher größten Er­
folg im Kongreß bei der Verab­
schiedung der Vollmachten für die 
Ausarbeitung der Partnerschaft mit 
der EWG und den übrigen indu­
striellen Exportländern. Das politi­
sche Interesse W ashingtons an 
einem Erfolg der EWG als Vor­
stufe zu einem politisch geeinten 
Europa spielt dabei sicherlich mit.

Daß d ie am erikanische W irtschaft 
dabei über ganz erhebliche Reser­
ven verfügt, um ihre Konkurrenz­
fähigkeit auf den europäischen 
M ärkten zu verbessern, kann man 
sich in Europa nicht schnell und 
nicht gründlich genug vor Augen 
führen. W enn wir von den Absatz­

schwierigkeiten im Inland und von 
Rückständigkeiten in den Produk­
tionsmitteln d er Stahlindustrie und 
anderer W irtschaftszweige gespro­
chen haben, so ist demgegenüber 
mit allem Nachdruck auf zweierlei 
hinzuweisen;

Einmal hat die amerikanische 
W irtschaft mehr als einmal in die­
sem Jahrhundert bewiesen, zu wel­
chen Kraftanstrengungen sie in der 
Lage ist, wenn sie  sich zu einer 
Anspannung aller Kräfte ent­
schließt. Amerika hat noch immer 
die Kraft, ein Problem anzupacken, 
sobald es die Notwendigkeit dazu 
erkannt hat. In den  letzten Jahren 
hat W esteuropa eine sehr viel 
größere W irtschaftsdynamik en t­
wickelt als die USA, doch das kann 
sich über Nacht ändern. Zum ande­
ren aber läßt die europäische Dy­
namik selbst erste Erschlaffimgs- 
erscheinungen erkennen. Soweit es 
sich dabei um eine Pause, sozu­
sagen um einen Erholungsurlaub 
von den W irtschaftsanstrengungen 
handelt, ist dagegen bestimmt 
nichts einzuwenden. Doch diese 
Pause sollte neuem Kräftesammeln 
dienen, um dem  W ettbewerb ge­
wachsen zu sein, 'auf den sich die 
amerikanische W irtschaft allmäh­
lich, W ashington jedoch bereits 
sehr bewußt und gründlich vorbe­
reitet. (E. W.)

Lehren aus dem Streit um die Autopreise in der Bundesrepublik

I n  diesem Frühjahr ist einer stau­
nenden Öffentlichkeit ein bem er­
kenswertes Schauspiel geboten 
worden. Der W irtschaftsminister 
des marktwirtschaftlichen „Muster­
ländle", der Bundesrepublik, führte 
einen öffentlichen Streit mit dem 
Chef des vielleicht bekanntesten 
deutschen Unternehmens, des 
Volkswagenwerkes, über die Preis­
erhöhung für den Volkswagen. Die 
Einzelheiten sind zu bekannt, als 
daß sie hier w iederholt werden 
müßten. Auch auf die anteilige Be­
deutung von unglücklichem zeit­
lichem Zusammentreffen, unge­
schicktem Taktieren und unnötigem 
Exponieren der einen oder ande­
ren Seite kommt es je tzt nicht m ehr 
an. Entscheidend bleibt der Kern; 
der W irtschaftsminister in einer

M arktwirtschaft wollte einen Un­
ternehm er zwingen, eine Preis­
erhöhung rückgängig zu machen, 
und appellierte dabei nicht nur an 
das gesamtwirtschaftliche Verant- 
wortungsb'ewußtsein, sondern be­
hauptete auch, die Preiserhöhung 
sei nach der Ertragslage des Unter­
nehmens nicht gerechtfertigt.

W er se tzt d ie  M aßstabe?

Hier gilt es, zwei ganz verschie­
dene Tatbestände zu unterschei­
den. Der erste ist der Versuch des 
für die W irtschaftspolitik veran t­
wortlich zeichnenden Ministers, auf 

- Preisbewegungen Einfluß zu neh­
men, wobei er sich des einzigen 
ihm unm ittelbar zur Verfügung 
stehenden Mittels bedient, der

„moral persuasion“ oder — vul­
gärer — „Seelenmassage". Auf ihn 
wird später einzugeben sein. Der 
zweite Tatbestand ist die Unter­
stellung, ein A ußenstehender könn­
te darüber urteilen, ob die Ertrags­
lage eines Unternehmens Preis­
erhöhungen rechtfertige.

Jederm an weiß, daß Bilanzen und 
Erfolgsrechnungen unserer A ktien­
gesellschaften auch jetzt noch nur 
beschränkten Aufschluß über die 
Ertragslage zulassen. Doch selbst 
wenn man hier eine befriedigende 
Erkenntnismöglichkeit unterstellt; 
welche Ertragslage ein Unterneh­
men braucht, um z. B. Expansions­
vorhaben durchführen zu können, 
entzieht sich gewiß der Möglich­
keit der Beurteilung durch Außen­
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stehende. W enn aber der Unter­
nehmer glaubt, die ' Ertragslage 
durch Preiserhöhungen verbessern 
zu sollen, dann kann es jedenfalls 
in unserer W irtsdiaftsordnung nidit 
leichtgenommen werden, wenn ein 
AuiJenstehender mit dem Ansprudi 
auf .wirtsdiaftspolitisdie Autorität 
eine gegenteilige Auffassung als 
gültigen Maßstab setzen will. Das 
ist dodi das ungelöste Problem: 
w er soll die Maßstäbe setzen, wenn 
nidit der Markt?

Die Frage so zu stellen, heißt 
durdiaus nidit, einem mehr oder 
weniger schrankenlosen „laisser- 
faife" das W ort zu reden. Dodi am 
einzelnen Unternehmen mit be- 
triebswirtsdiaftlidien Argumenten 
„Preispolitik von hoher Hand" trei­
ben zu wollen, das ist ein Stilbrudi 
in einer m arktw irtsdiaftlidien O rd­
nung, die den Gegnern dieser Ord­
nung nur Argumente liefert. Dieser 
Teil des Phänomens „VW-Preis- 
S treit“ ist prinzipiell bedenklidi. Der 
andere, der Appell an das gesamt- 
w irtsdiaftlidie V erantwortungsbe­
wußtsein, sollte zu einem überden­
ken der Prinzipien der „Preispoli­
tik" in einer Marktwirtschaft über­
haupt führen.

P reisb ildung d e r  öffentlichen H and

, Die öffentliche Hand besitzt in 
unserer m arktw irtsdiaftlidien Ord­
nung ein nidit kleines Reservat 
der Preisbildung. Eisenbahn- und 
Posttarife, ein großer Teil der Nah­
verkehrs- und der Energieversor­
gungstarife werden unmittelbar 
von Gliedern der öffentlichen Hand 
festgesetzt. Daß dabei nidit immer 
zaghaft mit Preissteigerungen ope­
riert wird, dafür gibt es viele Bei­
spiele. Audi hier zeigt sidi, daß es 
letztlidi immer die gleichen Kräfte 
sind, die den Preis bestimmen: Ko­
sten und M arktsituation. In den 
übrigen Bereidien ist die Preisbil­
dung „frei“, d .h . sie wird von den 
M arktkräften geprägt und steht in 
der unternehm erisdien Entsdiei­
dung unter dem Erwerbsprinzip. 
Einen Vorbehalt hat sidi der Staat 
(neben den bekannten Ausnahmen 
fixierter Preise, z.B. für Zudcer) 
allerdings ausbedungen: wo in der 
Realität die im Kartellgesetz ge- 

. nannten Voraussetzungen m angeln­
den W ettbewerbs erfüllt sind.

könnte eine Preiserhöhung Anlaß 
zum Eingreifen des Kartellamts 
sein.

P reissteigerungen  
sollen  Ungleichgewichte beseitigen

In allen übrigen Fällen sind 
Preise bei uns „Marktpreise". 
M arktpreise steigen, weil die N adi­
frage „zu groß“ (oder das Angebot 
„zu k lein“) ist oder weil Kosten 
gestiegen sind. Häufig kommt bei­
des zusammen. Oft wird audi die 
Auffassung vertreten, daß eine 
Überwälzung gestiegener Kosten 
im Preis überhaupt nur bei herr­
schender „Dbernachfrage" möglich 
sei. Dieser Schluß ist jedodi sehr 
gewagt; in W irklidikeit sind Über­
wälzungen häufig gerade in Zeiten 
der Konjunkturabschwächung zu 
beobaditen. Audi logisdi ist er 
nidit zwingend; bei einem Gut star­
rer Nachfrage gelingt der Überwäl­
zungsvorgang immer. Starre mit 
„Über"-Nachfrage identifizieren zu 
wollen, wäre aber absurd.

Preissteigerungen sind also Sym­
ptome, eine Tatsadie, die allzu 
häufig vernadilässigt wird. Sie 
haben die Funktion, „ungleidige- 
widitige" Zustände bereinigen zu 
helfen. Blockiert man sie — wobei 
es in der ökonomisdien Auswir­
kung gleich ist, ob durch Verord­
nung oder Appell —, so verhindert 
oder jedenfalls verzögert man die 
Erreidiung eines neuen „Gleichge- 
w idits“. Kann unter diesen Um­
ständen der Preisappell, der ja  nur 
eine Symptomkur ist, überhaupt 
eine sinnvolle Funktion haben? 
Doch wohl nur die eine, Preisstei­
gerungen im Rahmen dessen zu 
halten, was zur Herbeiführung 
eines neuen Gleidigewiditszustan- 
des ökonomisch erforderlidi ist. 
Aber wer will bestimmen, was 
„notwendig" ist? W ieder stellt sich 
das objektiv schwer lösbare Pro­
blem, M aßstäbe zu setzen.

Der Preisappell ist also nidit 
grundsätzlich abzulehnen, aber er 
ruht auf einer schwachen Argu­
mentationsbasis, und seine W ir­
kungsmöglichkeit ist praktisch sehr 
begrenzt. So spridit alles dafür, 
„Preispolitik“ nidit am Symptom, 
sondern an den bewegenden Kräf­
ten anzusetzen: an den Kostenfak­
toren, an der Nachfrage, am Ange­

bot und gegebenenfalls am institu­
tionellen Rahmen, den M arktfor­
men. Abgesehen von dem letztge­
nannten Punkt läuft das auf das 
Ergebnis hinaus, daß man fehlende 
Konjunkturpolitik nicht durch den 
V ersudi ersetzen kann, die Sym­
ptome der unerwünschten Auswir­
kungen dieser Tatenlosigkeit zu 
unterdrücken.

In itia tive  an  d e r  richtigen S telle

Im letzten Stadium der bis zur 
Komik („Einbau eines Radios als 
Kompensation“) gesteigerten Aus­
einandersetzung ;— diese Variante 
geht offenbar auf das Konto Drit­
ter — ist es dann sdiließlich zu 
einem Schritt gekommen, der der 
Forderung nach „Politik" (=  Han­
deln) entspridit und dessen Ansatz­
punkt (Angebotsstärkung) folge­
richtig ist, zur Senkung der Auto­
mobilzölle. Man mag das Odium, 
das diese Maßnahme begleitet 
(„Racheakt gegen die Autoindu­
strie"), bedauern, man mag sich 
auch kurzfristig wenig praktisdie 
A uswirkungen verspredien. Es 
bleibt der nicht gering zu veran- 
sdilagende Erfolg, der darin be­
steht, daß an der richtigen Stelle 
In itiative ergriffen und gegen den 
einflußreichen W iderstand der In­
teressenten durchgesetzt worden 
ist. Das bedenkliche Abgleiten der 
wirtschaftspolitischen A utorität 
w urde aufgehalten.

U m fang d e r  Zollsenkungen

Die Zollsenkung für Automobile 
konnte sidi natürlich nur auf die 
Einfuhr aus EW G-Partnern bezie­
hen, denn gegenüber Drittländern 
w erden wir im Zuge der Einfüh­
rung des gemeinsamen Außenzolls 
sogar die Zölle erhöhen müssen. 
Abgesehen davon w äre h ier nur 
ein gemeinsames Vorgehen aller 
EWG-Länder möglidi gewesen. 
Autos unter 800 ccm Zylinderinhalt 
wurden ausgenommen; es sollten 
n id it die Kleinwagen getroffen 
werden, obwohl in dieser Klasse 
sowohl NSU und Glas (Isar) als 
audi DKW (indirekt) die Preise er­
höht hatten. Die 800-ccm-Grenze 
erklärt sich im übrigen aus dem 
Bestreben, die Dauphine, diese 
wichtige Konkurrentin des VW, in 
die Zollsenkung einzubeziehen. Die 
Zölle wurden halbiert, d. h. in der
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Klasse von 0,8 bis 2,0 1 von 10 auf 
5Vo, über 2,0 1 von 12,5 auf 6"/o 
ermäßigt. Das hätte redinerisdi 
Preissenkungen zwisdien etwa 
200,— DM für k leinere und etwa 
500,— DM für die großen M ittel­
klassewagen ermöglidit.

Einer der Einwände gegen die 
Zollsenkung war, daß die ausländi- 
sdien H ersteller die Zollsenkung 
nidit voll weiterg'eben, sondern 
einen Teil zur Aufbesserung ihrer 
Spanne benutzen würden. Nadi 
den Erfahrungen auf anderen Ge­
bieten, z. B. beim Kartoffelzoll, wa­
ren derartige Vermutungen durdi- 
aus angebradit. Tatsädilidi gibt es 
etlidie Fälle, in denen der Preis- 
nadilaß weniger als die Zollerspar­
nis, teilweise weniger als die 
Hälfte, betrug.

Stü tzung d e r  ausländischen  
K onkurrenz

W ohl niemand konnte ernstlidi 
erw arten, daß daraufhin die Preis­
erhöhungen für die deutsdien W a­
gen  zurüdcgenommen werden w ür­
den. In der Tat hat ganz im 
G egenteil Opel erst kürzlidi mit 
seinen Preisen nadigezogen, wenn 
au d i in besdieidenem Umfang. 
A ber die Position der ausländi- 
sd ien  Konkurrenten im deutsdien 
M arkt ist dam it je tzt w eiter ge­
stä rk t worden, nadidem  1961 die 
DM-Aufwertung sdion einen Sdiritt 
au f diesem W ege bedeutet hatte. 
Damit sind die M arktbedingungen 
in  einer W eise verändert worden, 
d ie jedenfalls künftig mehr imd 
m ehr Rüdcsiditnahme der deutsdien 
A utohersteller in ihrer Qualitäts- 
(Ausstattung, z. B. Sdieibenbrem- 
sen, Luftfederung, automatisdie 
Getriebe) und Preispolitik auf das 
von  den ausländischen Konkurren­
te n  Gebotene erfordert.

Das Handicap für ein sdinelleres 
V ordringen äusländisdier W agen 
am  deutsdien M arkt ist allerdings 
d er Kundendienst und nidit die 
vergleichsweise Q ualität und Preis­
stellung. „Man" kauft nidit leidit 
e in  ausländisches Fabrikat. Neben 
„unterschwelligen" M otiven ist der 
H auptgrund für diese Tatsache in 
d e r  — zu Recht oder Unrecht be­
stehenden — Meinung zu suchen, 
daß das Kundendienstnetz nicht 
dicht genug ist. In sehr riditiger

Erkenntnis dieses Hindernisses hat 
das Bundeswirtschaftsministerium 
anläßlich, der Zollsenkungsvorlage 
Unterlagen über die Kundendienst­
netze wichtiger ausländischer Auto­
firmen veröffentlicht.

E rfo lg  d e r  w irtschaftspolitischen  
A k tiv itä t

Zwei Dinge sind es also, die dem 
Beschluß zur Senkung der Auto­
mobilzölle eine positive Beurtei­
lung sichern sollten: der Achtungs­
erfolg für die wirtschaftspolitische 
Autorität, der gar nicht hoch genug 
veranschlagt werden kann, und ein 
„materieller" Erfolg der Zollsen­
kung, der sidi zwar nicht kurzfri- 
stigi aber auf längere Sicht auszah-

Tanker auf allen Meeren 
Raffinerien in allen Erdteilen 
Laboratorien und PrUfständo 
in allen Ländern .

Woiiin Sie auch kom­
men - „Mobil“ ist das 
Markenzeichen hoch­
wertiger Mineralölpro­
dukte für Industrie, 
W ärm ewirtschaft, 
Schiffahrt, Luftfahrt, 
Straßenverkehr und 
Eisenbahnen.

len dürfte durch die Stärkung der 
ausländischen Anbieterposition im 
deutschen Binnenmarkt. Nicht zu­
letzt in Richtung auf die Einführung 
technischer Fortschritte — einige 
wurden schon genannt — dürfte 
das seine W irkung ausüben. Als 
längerfristiger Aspekt ist im übri­
gen diese „Vorleistung" der deut­
schen Autoindustrie auf eine Ent­
wicklung, die der Gemeinsame 
M arkt ohnehin bald bringt, eine 
sehr gute Vorbereitung auf das 
Endstadium des Abbaus der Han­
delsschranken. Die ausländischen 
Firmen dagegen haben sich in ihren 
Ländern später mit diesem Problem 
noch in voller Schärfe auseinander­
zusetzen. (Schm.)
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